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Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein

Einladung
zur

Ausserordentlichen Delegiertenversammlung
auf Samstag, den i9. August J939, 14.30 Uhr,

im Hörsaal 101 der Universität Zürich.

Gesckä/te:
1. Protokoll der ordentlichen Delegiertenversammlung

vom 13. Mai 1939 und der ausserordentlichen Ge-
neralversammlung vom 13. Mai 1939 (Päd. Beob.
Nr. 13, 1939).

2. Namensaufruf.
3. Mitteilungen.
4. Das 9. Schuljahr. (Obligatorisch oder fakultativ?)

Referenten: Paul Hertli, Sekundarlehrer, Andel-
fingen, und Karl Huber, Sekundarlehrer, Zürich.

5. Allfälliges.
Wir machen ganz besonders aufmerksam auf § 31

der Statuten, wonach jedes Mitglied des ZKLV in
der Delegiertenversammlung beratende Stimme
hat. — Die Delegierten ersuchen wir um vollzähliges
Erscheinen und bitten diejenigen, die an der Teil-
nähme verhindert sind, dies dem Präsidenten recht-
zeitig mitzuteilen und für Stellvertretung zu sorgen.

ZoZZikon und ZüricZr, den 3. Juli 1939.

Für den Forstand des ZKLF
Der Präsident: ff. G. Kleiner.

Der Aktuar: ZU Frei.

Zürch. Kant. Lehrerverein
Ausserordentliche Generalversammlung
Samstag, den 13. Mai 7939, 14.30 Uhr,
im Hörsaal 101 der Universität.
Vorsitz: iï. C. Kleiner.

1. Protokoll. Das Protokoll der Generalversammlung
vom 18. Juni 1938 (siehe Päd. Beob. Nr. 13 vom 5.

August 1938), wird unter Verdankung an den Aktuar
J. Binder abgenommen.

2. Entgegennahme des Berichtes der Lehrervertreter
im Lrziehungsrate. (Referent: H. C. Kleiner.)

Einleitend verweist der Referent auf seine regel-
massigen Berichterstattungen im Päd. Beob. — Die
drei verflossenen Jahre brachten ausser den Sitzungen
der Gesamtbehörde viel Arbeit in Kommissionen. Die
Lokationskommission legte die Grundsätze für die
Verteilung der Verwesereien von neuem fest. Neuer-
dings hat sie auch über die Zuerkennung der Wahl-
fähigkeitszeugnisse Antrag an den Erziehungsrat zu

stellen. — Viel Arbeit verursachten dem Lehrerver-
treter jeweils die sog. Personalfälle.

Das heutige Prüfungsreglement für Lehrer bleibt
noch drei Jahre in Kraft, d. h. bis zu dem Zeitpunkt,
wo die Prüfungen zum ersten Mal auf Grund des neuen
Gesetzes abgenommen werden. Das Jahr 1936 brachte
eine neue Verordnung betr. Zulassung zum Schuldienst
(zweijährige Wartefrist bis zur Wahlfähigkeit und
Wartefrist in besonderen Fällen). Das neue Lehrer-
bildungsgesetz kam im Erziehungsrat nicht mehr zur
Sprache, wohl aber die Verordnung. — Direktion, Leh-
rerkonvent und Aufsichtskommission des Lehrersemi-
nars Küsnacht arbeiteten einen Lehrplan für Unter-
und Oberseminar aus. Das Seminar Unterstrass reichte
hiezu keine Vorschläge ein, heisst aber die Aufnahme
der zweiten Fremdsprache nicht gut und möchte das

Pädagogikstudium vor dem 4. Seminarjähr beginnen
lassen. Die Töchterschule Zürich reichte eine ganze
Stundentafel ein und machte spezielle Vorschläge betr.
den Deutschunterricht. Der Erziehungsrat setzte zur
Prüfung der eingegangenen Vorschläge eine Kommis-
sion ein, bestehend aus den Herren Prof. Hunziker,
Prof. Klinke, Prof. Stettbacher, H. C. Kleiner und dem
vom Synodalvorstand vorgeschlagenen J. Binder. Die
Kommission sichtete das Material und stellte eine
Stundentafel für Unter- und Oberseminar auf, die vom
Erziehungsrat gutgeheissen wurde.

Auf der Stufe der Volksschule ist die Schriftfrage
geregelt und der neue Rechenlehrplan verbindlich
erklärt worden. — Die Anregung einer Gemeinde auf
Einführung der Geschlechtertrennung auf der Ober-
stufe wurde abgelehnt. — Die Verordnung zum Lei-
stungsgesetz von 1936 wurde revidiert, die Ausrichtung
der ausserordentlichen Staatszulagen neu geregelt und
für die Ansetzung der Ruhegehälter im Falle von
Doppeleinkommen eine Skala aufgestellt. Eine Weg-
leitung gibt Hinweise für die Uebernahme der Stell-
Vertretungskosten bei Vikariaten, die länger als ein
Jahr dauern. —

Drei Vereinigungen, die sich für die Förderung der
staatsbürgerlichen Erziehung einsetzen (Arbeits-
gemeinschaft für demokratische Erziehung, Freie
Vereinigung für nationale Erziehung und Res publica)
stellt der Erziehungsrat finanzielle Mittel in Aussicht,
zur Durchführung von Kursen und Schaffung einer
Zentralstelle.
Diskussion. (Leiter: J. Binder).

Der Sprecher des Bezirksvorstandes Meilen bean-
standet die Zusammensetzung der Kommission, die die
Stundentafel für Unter- und Oberseminar aufstellte.
Er vermisst darin Vertreter des Staatsseminars und der
Primarlehrerschaft. R. Leutliold, a. Lehrer, Wädens-
wil, hält den Beginn der pädagogischen Ausbildung
im 4. Seminar jähr für verspätet, die Zahl der Stunden
für pädagogische Theorie zu klein. Er würde angesichts
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der jetzt getroffenen Lösung dem 5. Seminarjahr den

Vorzug geben. Er stellt den Antrag, es sei eine ausser-
ordentliche Delegiertenversammlung zur Diskussion
des Problems einzuberufen und ersucht den Kantonal-
vorstand, der Lehrerschaft den Päd. Beobachter
zur Besprechung der Lehrerbildung zur Verfügimg
zu stellen.

F. Kiibler, Mitglied der Seminaraufsichtskommis-
sion, will sich noch nicht äussern, da zwischen dieser
und dem Erziehungsrat eine Spannung besteht. Trotz-
dem weist er schon auf die Möglichkeit einer Revision
der jetzt beschlossenen Lösung hin.

E. Bleuler, Küsnacht, wünscht ebenfalls, dass die
Frage der Lehrerbildung in der Lehrerschaft abgeklärt
werde. Eine zu weit gehende Trennung von allgemei-
ner und beruflicher Bildung hält er nicht für zweck-
massig.

In seiner Antwort hebt H. C. Kleiner hervor, dass
die Trennung von allgemeiner und beruflicher Bildung
durch das Gesetz gefordert werde. Er erinnert daran,
dass die Delegiertenversammlnng des ZKLV vom
7. Mai 1938 dem Gesetz, an dem sie sonst scharfe
Kritik übte, überhaupt nur aus dem Grunde zu-
stimmte, weil «dieses» (neben der Verlängerung der
Ausbildungszeit um ein Jahr) «immerhin die Tren-
nung der allgemeinen von der beruflichen Bildung
vorsieht» (siehe Resolution im P. B. Nrn. 8/9,1938). —
Sowohl in der Kommission als auch im Erziehungsrat
wurde die Verteilung der Fächer mit äusserster Ge-

wissenhaftigkeit erwogen. Dabei wurde ein besonderes
Augenmerk darauf gerichtet, dass die gesamte Stunden-
belastung nicht zu hoch wurde. Die von den Seminar-

organen eingereichten Vorschläge und sehr umfang-
reichen Begründungen wurden gründlich geprüft. Was
die Einführung der zweiten Fremdsprache anbelangt,
weist er darauf hin, dass dies schon von der Aufsichts-
kommission des Seminars beschlossen wurde. — In der
vom Erziehungsrat bestellten Kommission waren die
Professoren Klinke imd Stettbacher reine Fachvertre-
ter. — Wenn in einer Kommission Fragen besprochen
werden, die nur eine Stufe berühren, so sei selbstver-
ständlich ein Vertreter der betreffenden Stufe (Ele-
mentar-, Reallehrer usw.) beizuziehen. (Was den Ab-
machungen anlässlich der Sitzimg der Vorstände der
kantonalen Stufenkonferenzen mit dem Kantonalvor-
stand im März 1938 entspricht. Die Berichterstattung.)
— Die Frage der Lehrerbildung ist aber eine so allge-
meine, dass jedem geeigneten Volksschullehrer, auch
dem Sekundarlehrer, der übrigens das Primarlelirer-
patent besitzt, die Eignung zur Begutachtung zugebil-
ligt werden muss. Wenn man diese Eignung nur dem
Primarlehrer zubilligen wollte, dann hätte der Erzie-
hungsrat den ersten Irrtum begangen, als er das erste
Antragsrecht dem Konvent der Seminarlehrer zu-
.sprach, der aus Lehrern zusammengesetzt ist, die nicht
auf der Primarscliulstufe unterrichten und die zumeist
nicht einmal das zürcherische Primarlehrerpatent er-
worben haben. Der Synodalvorstand hätte überdies die
Möglichkeit gehabt, einen Primarlehrer vorzuschlagen.
Es steht ihm zu, zu erklären, warum er Sekundarlehrer
J. Binder vorschlug.

Prof. Dr. Stettbacher rechtfertigt die durch die
Kommission getroffenen Entscheidungen, die wohl
erwogen wurden. Man trachtete darnach, die Kandi-
daten nicht zu überlasten. Die wissenschaftliche Aus-
bildung erträgt keinen Abbruch. Die Aufnahme des

Lehrpraktikums ins Unterseminar ist aus vielen Grün-
den abzulehnen, nicht zuletzt auch aus Rücksicht auf
die Lehrer und Schulklassen, denen die Uebernahme
von nicht genügend vorbereiteten Praktikanten nicht
zugemutet werden darf.

Otto Peter, Sekundarlehrer, Zürich, hat an der
ausserordentlichen Delegiertenversammlung vom 11.
Mai 1935, als der Antrag an das Aktionskomitee neu
formuliert wurde, den Zusatzantrag eingebracht, dass
der Umfang der allgemein-wissenschaftlichen Bildung
nicht vermindert werde und dass dem Primarlehrer-
patent seine Eigenschaft als Immatrikulationsausweis
mindestens die gegenwärtige Bedeutung erhalten blei-
ben müsse. Er erklärt, dass seine Intentionen weit-
gehend erfüllt worden seien und ist demzufolge be-

friedigt.
R. Leuthold glaubt, dass er mit seinem Antrag nicht

durchdringen wird und zieht ihn daher zurück.
Da sich unter Allfälligem niemand zum Worte mel-

det, kann die Generalversammlung um 16.40 Uhr ge-
schlössen werden.

Ordentliche Delegiertenversammlung
Samstag, den Z.3. März 1939
im Anschluss an die Generalversammlung.
Vorsitz : H. C. K/einer.

1. Das Protokoll der ordentlichen Delegiertenver-
Sammlung vom 18. Juni 1938 (Päd. Beob. Nr. 13, 1938)
wird unter Verdankung an den Aktuar J. Binder ab-

genommen.
2. Der Nameresau/ru/ ergibt die Anwesenheit von

68 Delegierten. 2 sind entschuldigt, 5 unentschuldigt
abwesend. Der Kantonalvorstand ist vollzählig ver-
treten, von den 3 Rechnungsrevisoren sind 2 anwesend.

3. Mitteilungen des Präsidenten: Die Naturschutz-
sclirift, von der die ersten fertigen Druckbogen vor-
liegen, wird in ca. 2 Monaten den Lehrern gratis zu-
gestellt.

4. Der Jahresbericht pro 1938, veröffentlicht in den
Nummern 4—9, 1939 des Päd. Beob., wird von der
Versammlung abgenommen.

5. Die Jahresrechnung pro 1938 (Päd. Beob. Nr. 8,
1939) wird auf Antrag der Rechnungsrevisoren (H.
Kunz, W. Näf und R. Weilenmann) unter bester Ver-
dankung an den Zentralquästor A. Zollinger genehmigt.

6. Der Foranschlag für das Jahr 1939 (Päd. Beob.
Nr. 7, 1939) findet ebenfalls die Zustimmung der Ver
Sammlung. Dem Antrag des KV, den Jahresbeitrag
auf der bisherigen Höhe von 7 Fr. zu belassen, wird
zugestimmt.

7. IPaihfen von Fertreterre der Lehrerscha/t im Fr-
ziehungsrar für die Amtsdauer 1939/43.

An Stelle von Herrn Kleiner, der sich in Ausstand
begibt, leitet der Vizepräsident J. Binder das Geschäft.
Die bisherigen Vertreter waren die Herren Prof. Dr.
F. Niggli und Sekundarlehrer H. C. Kleiner. Der er-
stere wird von Seiten der Mittel- und Hochschule der
Synode zur Wiederwahl vorgeschlagen. Die Versamm-
lung beschliesst Unterstützung dieses Vorschlages. Als
zweiten Vertreter empfiehlt der Kantonalvorstand un-
seren bisherigen Abgeordneten, Herrn H. C. Kleiner,
der immer in unserem Sinne gearbeitet und unsere
Interessen richtig vertreten hat. Mit allen gegen eine
Stimme schliesst sich die Versammlung dem Vorschlag
an und bezeugt durch lebhaften Beifall dem in den
Saal zurückgekehrten Vertreter ihren Dank und ihr
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Vertrauen. Herr Kleiner erklärt sich bereit, sich von
der Synode für eine weitere Amtsdauer wählen zu las-
sen und verspricht, sein Möglichstes zu tun für Schule
und Lehrerschaft.

8. Aussprache über Massnahme« /ür ehe stellenlosere
Le/irfcrä/te. Der vorgeschrittenen Zeit wegen verzichtet
die Versammlung auf die Besprechung der Angelegen-
lieit und überlässt die Erledigung und Verantwortung
dem Kantonalvorstand.

9. Ali/älliges. Der Vorsitzende weist auf den Schwei-
zerischen Lehrertag vom 9. Juli und die anschliessende
Pädagogische Woche vom 10.—13. Juli hin. Die letz-
tere wird eine einzigartige Veranstaltung sein, bei der
alle sonst divergierenden schweizerischen Lehrerver-
einigungen mitmachen. Ausser dem Teilnehmerbeitrag
von 1 Fr. wird von jedem in Zürich oder Umgebung
wohnenden Lehrer ein Ausgleichsbeitrag von 1—2 Fr.
zugunsten weit entfernt wohnender Kollegen erhoben.
Den Besuchern der Tagung werden mancherlei Ver-
günstigungen gewährt. Der Vorsitzende empfiehlt den
Zürcher Lehrern den Besuch der Veranstaltung als
nationale Tat.

Schluss der Versammlung: 17 Uhr.
Die Aktuarin: S. Rawcft.

Das neunte Schuljahr im Kanton
Zürich

PauZ Hertli. Am 1. März 1940 wird das eidgenössi-
sehe Gesetz, welches für den Eintritt ins Erwerbsleben
als Arbeitnehmer allgemein das vollendete 15. Alters-
jähr verlangt, in Kraft treten. Da im Kanton Zürich
die obligatorische Schulpflicht mit dem 14. Altersjahr
erlischt, entsteht für die Jugendlichen eine gefähr-
liehe Zwischenzeit, die auf irgend eine Art mit nütz-
1 icher Arbeit ausgefüllt werden muss.

Bei genauer Betrachtung der bestehenden Verhält-
nisse und des Gesetzes trifft die Neuregelung nicht alle
Jugendlichen mit der angedeuteten Schärfe. Viele von
ihnen haben jetzt schon freiwillig ein neuntes Schul-
jähr auf sich genommen (III. Klasse der Sekundär-
schule, Berufsschulen, Mittelschulen). Von den 8000
Jugendlichen eines Jahrganges treten jährlich etwa
3200 aus der Schule, ohne 15 Jahre alt zu sein. Mit
jedem Monat nach Schulaustritt wird eine Gruppe
von etwa 300 Schülern fünfzehnjährig, so dass die
Zahl der gesetzlich vom Eintritt ins Erwerbsleben
Ausgeschlossenen rasch abnimmt. Dann schliesst das

Mindestaltergesetz grosse Arbeitsgebiete aus, nämlich
die Landwirtschaft, die private Hauswirtschaft, die
Forstwirtschaft, Heimarbeit, Anstaltsbetriebe und in
allen Fällen die Familienangehörigen eines Betriebs-
leiters. Man schätzt die Zahl der Jugendlichen, die
bei Schulaustritt durch das Mindestaltergesetz wirk-
lieh betroffen werden, auf 700.

Die verhältnismässig kleine Zahl kann und darf
uns aber nicht veranlassen, das Problem einer richtigen
Beschäftigimg für diese jungen Menschen zu vernach-
lässigen. Einmal trifft es meistens Schüler, die schon
wegen ihrer geringen Begabung Schwierigkeiten ha-
hen, den Weg ins Erwerbsleben zu finden und darum
der vermehrten Aufmerksamkeit und Rücksicht be*
dürfen. Dann könnte ein Jahr olme Erziehung und
nützliche Arbeit viele Jugendliche dieser Gruppe so
stark auf Abwege leiten, dass die Korrektur der Erzie-

hungsfehler später mehr kosten würde, als die richtige
Führung der ganzen Gruppe im kritischen Alter.

Bevor wir die Lösungen betrachten, die von ver-
schiedenen Seiten vorgeschlagen werden, sei rasch an-
gedeutet, warum das eidgenössische Gesetz geschaffen
worden ist. Das kantonale Jugendamt sagt: «Als der
Erlass des Gesetzes angeregt wurde, stand die Er-
wägung im Vordergrund, dass der Arbeitsretarfct ent-
lastet werden sollte. Berechnungen ergaben aber, dass
die Zahl der jugendlichen Arbeitnehmer nicht so gross
ist, um den Erlass eines Gesetzes zu rechtfertigen.
Mehr und mehr trat deshalb die Begründung für die
Heraufsetzung des Mmdesterwerbsalters zurück hinter
die andere, dass Vierzehnjährige bei den heutige« Ver-
hältnissen — körperliche und geistige Entwicklung
der Vierzehnjährigen einerseits, gesteigerte Anforde-
rungen des Erwerbslebens andererseits — noch zu jung
sind zum Eintritt ins Erwerbslehen.»

Die Vorschläge, die zur Ausfüllung der Wartezeit
gemacht worden sind, lassen sich in drei Gruppen
einteilen :

a) Heraufsetzung des Schuleintrittsalters (3 Monate,
7 Monate, 1 Jahr).

i>J Die Ausfüllung der Wartezeit mit Kursen, land-
wirtschaftlicher Arbeit, hauswirtschaftlicher Arbeit,
Arbeitslagern, Wanderungen.

cj Verlängerung der Schulzeit um ein Jahr.

In den Diskussionen der vorberatenden Kommis-
sion i) hat sich bald gezeigt, dass nur die Verlängerung
der Schulzeit eine gründliche Lösung bringen kann.
Wenn es gelingt, das neunte Schuljahr ohne allzu
grosse finanzielle Belastung des Kantons und der Ge-
meinden einzuführen und ihm eine zweckmässige
Organisation zu gehen, so wird es allein in Frage
kommen. Innert sehr kurzer Frist (bis Ende August)
müssen die örtlichen Schulbehörden in der Sache
Stellung nehmen. Will die Lehrerschaft auf die Be-
ratungen der Behörden und in den Diskussionen der
Oeffentlichkeit einen Einfluss gewinnen, sollte sie
einen möglichst einheitlichen Standpunkt erreichen
können.

Mit der Angliederung eines 9. Schuljahres an die
Volksschule muss die Reorganisation der Oberstufe
erfolgen. Obwohl diese Voraussetzung für den erfolg-
reichen Ausbau der Oberstufe ist, sollen die Reorgani-
sationsprobleme, die seit Jahren zur Diskussion stehen,
hier nicht besprochen werden. Dagegen soll die Frage
des Obligatoriums oder der fakultativen Gestaltung
des 9. Schuljahres kurz erörtert werden.

Die Sekundärschule besitzt in ihrer dritten Klasse
ein Schuljahr, das, je nach den individuellen Verhält-
nissen, vom Schüler benützt werden kann oder nicht.
Es vermittelt in erster Linie den Anschluss an die Mit-
telschulen, Berufs- und Fachschulen. Als seinerzeit
an der Oberstufe der Primarschule der Ganzjähr-
Unterricht eingeführt werden sollte, wurde es den Ge-
meinden überlassen, im Sommer täglich oder nur an
zwei halben Tagen unterrichten zu lassen. Man brach
mit dieser Lösung den Hauptwiderstand gegen die
Neuregelung und hoffte, dass doch mit der Zeit alle

i) Der Erziehungsrat hat 1938 eine Kommission bestellt,
welche die Auswirkung des erwähnten Bundesbeschlusses auf
unser zürcherisches Schulwesen prüfen soll. Diese Kommission
unter dem Präsidium des Erziehungsdirektors umfasst Vertreter
der Landwirtschaft, des Gewerbes, der Schulämter Zürich und
Winterthur, der Lehrerschaft (Schulsynode und ZKLV).

Die Red.
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Gemeinden zum vollen Unterrichtsbetrieb übergehen
würden. Unter dem starken Druck der Bezirksschul-
pflegen und der kantonalen Erziehungsbehörden hat
sich diese Entwicklung bald überall vollzogen. Es be-
steht die Möglichkeit, an die 7. und 8. Klasse ein
9. Schuljahr anzuschliessen, das, wie das dritte Sekun-
darschuljähr, fakultativ wäre, das aber von den Ge-
meinden für ihr Gebiet mit der Zeit in ein obligato-
risches Schuljahr umgewandelt werden könnte. Es
könnte auch die Möglichkeit offen gelassen werden,
das Obligatorium nur für die Sekundarschulstufe zu
erklären. Dieser Entwicklung steht die klarere Lösung
des obligatorischen 9- Schuljahres für den ganzen
Kanton gegenüber. Das Fakultativum würde voraus-
sichtlich mehrheitlich nur von den Schülern benützt,
die heute durch die Bestimmungen des Mindestalters-
gesetzes ohne richtige Arbeit blieben. Das Obligato-
rium -würde auch die Schüler erfassen, die vom er-
wähnten Gesetz nicht berührt werden. Beide Lösungen
haben inhaltlich ihre Berechtigung, stellen aber die
Gemeinden und den Kanton vor ziemlich verschiedene
finanzielle Belastungen. Wenn auch für den Lehrer
die grundsätzlichen Erwägungen in erster Linie mass-
gebend sein werden, so wird er doch auch die finan-
ziellen Folgen der Neuregelung, sowie die Grösse des

Widerstandes, die bei den verschiedenen Lösungen zu
erwarten ist, in Betracht ziehen müssen.

Der kantonale Lehrerverein will durch eine Aus-
spräche die Ansichten aus der Lehrerschaft sammeln
und die Bildung einer einheitlichen Stellungnahme
versuchen. Sicherlich werden viele Kollegen der Stadt
und der Landschaft Erfahrung und Mitarbeit zur
Lösung der verantwortungsvollen Aufgaben zur Ver-
fügung stellen.

Aus dem Erziehungsrate
2. Halbjahr 1938.

7. Ein Knabe, dessen Eltern im Kanton Schwyz
wohnhaft sind, wird bei einer Familie im Kanton Zü-
rieh untergebracht. Im Kanton Schwyz, wo die Schul-
pflicht nur 7 Jahre dauert, hätte der Knabe die Schul-
pflicht erfüllt. In Zürich muss er noch ein Jahr die
Schule besuchen, trotzdem eingewendet wird, der
Knabe habe gemäss den Bestimmungen des Ziviige-
setzes keinen Wohnsitz in Zürich, sondern dort, wo
seine Eltern Wohnsitz haben. Der Begriff des zivil-
rechtlichen Wohnsitzes wurde als für die Frage der
Schulpflicht nicht entscheidend angesehen. Die Schul-
pflicht stellt eine öffentlich-rechtliche Pflicht dar, de-

ren Umfang durch das Gesetz des Kantons bestimmt
wird, in dem sich der Knabe aufhält, und der sich
alle unterziehen müssen, die sich im betreffenden Kan-
ton aufhalten.

8. Das Schleifen-s wurde durch einen Beschluss des
Erziehungsrates im Jahre 1902 eingeführt. Diese
orthographische Neuerung, welche eine bedeutende
Erschwerung des Unterrichtes brachte, begegnete
wachsendem Widerstand und verlor zudem an Be-
deutung, als im Jahre 1933 die deutsche Fraktur nur
noch als Leseschrift erklärt worden war. Schon 1933

warfen die Stufenköhferenzen die Frage auf, ob auf
die Weiterführung des Schleifen-s zu verzichten sei;
1934 machte die Präsidentenkonferenz der Stadt Zü-
rieh die Anregung, auf das Sclileifen-è zu verzichten.
Die Prosynode des gleichen Jahres trat mehrheitlich
für dessen Abschaffung ein. In seinem Artikel «Gibt
es noch Gründe zur Beibehaltung des Schleifen-s in
der zürcherischen Schulschrift?» (P. Beob. Nr. 10,
1937) bekannte sich A. Zollinger, Sekundarlehrer,
Thalwil, mit guter Begründung zur gleichen Auffas-
sung. — Als sich der Vorstand der Schulsynode mit
Zuschrift vom 31. Mai 1938 in der Frage des Schlei-
fen-s erneut an die Erziehungsdirektion wandte, be-
schloss der Erziehungsrat im Juli, dass zukünftig das
Schleifen-s auf allen Schulstufen durch ss zu ersetzen
sei; beim Druck neuer Lehrmittel sollte ebenfalls nur
noch ss verwendet werden. Eine Minderheit des Rates
trat für Beibehaltung des Schleifen-s ein und wies in
der Begründung ihres Standpunktes darauf hin, dass

orthographische Neuerungen nicht bloss in einem
Kanton durchgeführt werden sollten; sie befürchtet
zudem, dass dem einen Begehren bald andere Begeh-
ren um orthographische Aenderungen folgen könn-
ten; das Schleifen-s diene übrigens der Vermeidung
von Irrtümern.

9. In Erledigung eines Gesuches um provisorische
Pensionierung einer seit längerer Zeit kranken Lehr-
kraft, wird festgestellt, dass die Gesetze über die Lei-
stungen des Staates für das Volksschulwesen und die
Besoldungen der Lehrer eine provisorische Versetzung
in den Ruhestand nicht vorsehen.

10. Noch vor Annahme des neuen Lehrerbildungs-
gesetzes waren eine Anzahl Lehrkräfte auf Grund
von § 9 des Unterrichtsgesetzes von 1859 im Amte
suspendiert worden. Von einigen dieser suspendier-
ten Lehrkräfte waren Gesuche um Wiederverwendung
im Schuldienst eingegangen. Der Erziehungsrat ent-
schied, dass der § 8 des neuen Lehrerbildungsgesetzes,
der bekanntlich den Entzug des Wählbarkeitszeugnis-
ses für gewisse Fälle vorsieht, nicht in dem Sinne
rückwirkend angewendet werden dürfe, dass im zu-
treffenden FaUe den betr. Lehrkräften das Wählbar-
keitszeugnis entzogen werden könne; hingegen sollten
die materiellen Bestimmungen, welche den Entzug
des Wählbarkeitszeugnisses vorsehen, massgebend sein
für den Entscheid über die Wiederverwendung im
Schuldienst. Demzufolge wurden die Gesuche jener
Lehrkräfte, welche sich ein Sittlichkeitsdelikt an Kin-
dem hatten zuschulden kommen lassen, abgewiesen.

11. Aus einer Verfügung der Erziehungsdirektion
ergibt sich, dass an 33 Primär- und Sekundarschulge-
meinden für die Kosten des hauswirtschaftlichen
Unterrichts der Volksschule (Schulmaterial und Kü-
chenmobiliar) im Jahre 1937 Fr. 3782.— Staatsbei-
träge ausgerichtet wurden. — Haushaltungsschulen
und Kurse erhalten pro 1937/38 Fr. 14 360.—.

Fortsetzung folgt.

Zur gef. Notiznahme :

Die Fortsetzung des Artikels «Die Lehrerbildung
im Kanton Zürich» muss wegen Platzmangel ver-
schoben werden.
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